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45 Dritte Verordnung 
über Ausdehnung der Anfallverſicherung auf Berufskrankheiten. 
Vom 11. März 1937. 

Auf Grund der SS 547, 924 a, 1057 a der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Ver— 
ordnung über Anderung der Reichsverſicherungsordnung vom 3. November 1933 (G. Bl. S. 528) 
wird verordnet: . 

8 1 

Berufskrankheiten im Sinne der Unfallverſicherung ſind die Krankheiten in Spalte II der Anlage, 
wenn ſie durch berufliche Beſchäftigung in einem in Spalte III der Anlage neben der Krankheit be— 
zeichneten Betriebe verurſacht ſind. 

8 2 

Was die Verordnung für Betriebe vorſchreibt, gilt entſprechend für Tätigkeiten, die unter die 
Unfallverſicherung fallen. 

8 3 

(1) Bei Anwendung der Vorſchriften über die Unfallverſicherung auf Berufskrankheiten ſteht 
der Körperverletzung durch Unfall die Erkrankung an einer Berufskrankheit und der Tötung durch 
Unfall der Tod infolge einer Berufskrankheit gleich. 

(2) Als Zeitpunkt des Unfalls gilt der Beginn der Krankheit im Sinne der Krankenverſicherung 
oder, wenn dies für den Verſicherten günſtiger iſt, der Beginn der Erwerbsunfähigkeit im Sinne der 
Unfallverſicherung. Beginnt die Krankheit oder die Erwerbsunfähigkeit während der Beſchäftigung des 
Verſicherten in dem der Verſicherung unterliegenden Betriebe, ſo gilt für die Anwendung der 
SS 1546, 1547 der Reichsverſicherungsordnung das Ende der Beſchäftigung als Zeitpunkt des Un— 
falls. 

(3) Bei Staublungenerkrankungen (Nr. 17 der Anlage) gilt für die Berechnung des Jahresarbeits⸗ 
verdienſtes ſowie für die Minderung der Renten (Verordnung über Anderungen in der Sozialverſiche⸗ 
rung vom 1. Juli 1932 — G. Bl. S. 409 — Artikel III, 8 1 und Verordnung über Anderung der 
Leiſtungen in der Sozialverſicherung vom 8. November 1932 — G. Bl. S. 803 — Art. II) als 
Zeitpunkt des Unfalls der letzte Tag, an dem der Verſicherte in einem der in Spalte III der Anlage 
aufgeführten Betriebe Arbeiten verrichtet hat, die ihrer Art nach geeignet ſind, die Berufskrankheit 
zu verurſachen. Läßt ſich der Jahresarbeitsverdienſt des Verſicherten nicht feſtſtellen, ſo iſt der Berech— 
nung der Verdienſt zugrunde zu legen, den ein Verſicherter der gleichen Art im Betrieb oder in einem 
möglichſt benachbarten Betrieb gleicher oder ähnlicher Art in dem Jahre vor dem bezeichneten Zeitpunkt 
bezogen hat. Der durchſchnittliche Verdienſt dieſes Verſicherten für den vollen Arbeitstag iſt mit der 
in dieſem Jahre betriebsüblich geweſenen Zahl von Arbeitstagen zu vervielfältigen. Die $$ 567 bis 
572 der Reichsverſicherungsordnung ſowie die Vorſchriften über die Umrechnung von Renten nach der 
Verordnung über die Feſtſetzung von Jahresarbeitsverdienſten nach der Reichsverſicherungsordnung 
zur Umſtellung der laufenden Unfallrenten auf die Guldenwährung vom 23. November 1923 (G. Bl. 
S. 1285) und den ſpäter ergangenen Beſtimmungen über Entgelte in der gewerblichen, landwirtſchaft⸗ 
lichen und See-Unfallverſicherung ſind entſprechend anwendbar. Die Vollrente (§ 559 der Reichsverſiche— 
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rungsordnung) beträgt zwei Drittel des hiernach ermittelten Jahresarbeitsverdienſtes. 
(4) Das Landesverſicherungsamt kann beſtimmen, daß die Vorſchriften des Abſ. 3 auch auf 
andere Berufskrankheiten Anwendung finden. 
8 4 
Bei Tropenkrankheiten, Fleckfieber und Skorbut (Nr. 23 der Anlage) wird den in Betrieben der 
Seeſchiffahrt Verſicherten Entſchädigung auch dann gewährt, wenn ſie ſich die Krankheit zugezogen 
haben, während ſie in eigener Sache an Land beurlaubt waren. Das gilt nicht, wenn die Verſicherten 
die Krankheit ſelbſt verſchuldet haben. 
8 5 
(1) Beſteht für einen Voͤrſicherten bei einer Weiterbeſchäftigung in dem Betriebe die Gefahr, 
daß eine Berufskrankheit entſtehen, wiederentſtehen oder ſich verſchlimmern wird, ſo kann ihn der 
Verſicherungsträger zur Unterlaſſung dieſer Beſchäftigung anhalten und ihm zum Ausgleich einer hier— 
durch verurſachten Minderung ſeines Verdienſtes oder ſonſtiger wirtſchaftlicher Nachteile eine Über— 
gangsrente bis zur Hälfte der Vollrente oder ein Übergangsgeld bis zur Höhe des Betrages der 
halben Jahresvollrente gewähren. 
(2) Die Rente wegen Erwerbsunfähigteit iſt neben der Übergangsrente zu gewähren. 


8 6 

(1) Die Vorſchriften über die Unfallanzeige in der gewerblichen und landwirtſchaftlichen Unfall— 
verſicherung ($$ 1552 bis 1558 der Reichsverſicherungsordnung) gelten bei Berufskrankheiten ent— 
ſprechend. Die Ortspolizeibehörde hat bei ihr eingehende Anzeigen über Berufskrankheiten unver— 
züglich an den zuſtändigen Verſicherungsträger weiterzuleiten. 

(2) Der Verſicherungsträger hat binnen zwei Tagen nach Eingang der Anzeige über eine Be— 
rufskrankheit die Urſchrift dem Leiter des Staatlichen Hygieniſchen Inſtituts und eine Abſchrift dem 
Staatlichen Gewerbeaufſichtsamt zu überſenden. 

(3) Der Leiter des Staatlichen Hygieniſchen Inſtituts hat den Erkrankten unverzüglich zu unter— 
ſuchen oder auf Koſten des Verſicherungsträgers durch einen beauftragten Arzt unterſuchen zu laſſen 
und dem Verſicherungsträger ein Gutachten zu erſtatten. Er kann den Verſicherungsträger um Vor— 
nahme von Ermittlungen erſuchen; dieſem Erſuchen iſt zu entſprechen. Betreffen die Ermittlungen die 
Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtändigen, Augenſcheinseinnahme oder ähnliche Maßnahmen, ſo 
hat der Verſicherungsträger dem Leiter des Staatlichen Hygieniſchen Inſtituts rechtzeitig Kenntnis von 
Ort und Zeit der Ermittlungen zu geben. Stellt der Verſicherungsträger von ſich aus Ermittlungen 
an, bevor der Leiter des Staatlichen Hygieniſchen Inſtituts ſein Gutachten erſtattet hat, ſo hat er ihn 
vorher von den geplanten Maßnahmen zu unterrichten und ihm nach ihrer Durchführung von dem 
Ergebnis Mitteilung zu machen. 

(4) Für die See-Unfallverſicherung kann das Landesverſicherungsamt das Verfahren bei der Un— 
Tallanzeige abweichend von den Vorſchriften der SS 1745 bis 1752 der Reichsverſicherungsordnung 
regeln. 

e 8 7 

(1) Ein Arzt, der bei einem Verſicherten eine Berufskrankheit oder Krankheitserſcheinungen feſt— 
ſtellt, die den begründeten Verdacht einer Berufskrankheit rechtfertigen, hat dieſe Feſtſtellung dem 
Verſicherungsträger oder dem Leiter des Staatlichen Hygieniſchen Inſtituts unverzüglich anzuzeigen. 
Das Landesverſicherungsamt ſtellt das Muſter für die Anzeige feſt. 

(2) Wird eine Berufskrankheit dem Leiter des Staatlichen Hygieniſchen Inſtituts unmittelbar 
angezeigt, ſo überſendet er Abſchrift der Anzeige dem zuſtändigen Verſicherungsträger und verfährt 
im übrigen nach § 6 Abi. 3. 

(3) Wenn ein Arzt die Anzeige gar nicht oder nicht rechtzeitig erſtattet, ſo kann der Leiter des 
Staatlichen Hygieniſchen Inſtituts oder der Verſicherungsträger eine Beſtrafung des Arztes bei der 
Ärztekammer beantragen. 

(4) Der Arzt hat für die Anzeige Anſpruch auf eine Gebühr gegen den Verſicherungsträger. Für 
die Höhe der Gebühr gilt § 80 Abſ. 2 der Reichsgewerbeordnung. 


8 8 
(1) Der Senat — Abt. Sozialverſicherung — kann mit der Durchführung der nach dieſer Ver— 
ordnung dem Leiter des Staatlichen Hygieniſchen Inſtituts obliegenden Aufgaben ausnahmsweiſe an- 
dere beamtete Stellen betrauen. 
(2) Er beſtimmt Näheres über die dem Leiter des Staatlichen Hygieniſchen Inſtituts oder den 
nach Abſ. 1 beauftragten Stellen für die Tätigkeit nach dieſer Verordnung zu gewährende Vergütung. 
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$ 9 
Der Senat, Abt. Sozialverſicherung, kann Beſtimmungen zur Durchführung diefer Verordnung 
erlaſſen und dabei in Abweichung von dieſer Verordnung für einzelne Verſicherungsträger Verfah— 
rensvorſchriften der Zweiten Verordnung über Aus dehnung der Unfallverſicherung auf gewerbliche Be— 
rufskrankheiten vom 3. November 1933 (G. Bl. S. 529) aufrechterhalten.“ 


s 10 
(1) Die Verordnung tritt am 1. April 1937 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt — 
vorbehaltlich von Anordnungen auf Grund des $ 9 — die Zweite Verordnung über Ausdehnung 


der Unfallverſicherung auf gewerbliche Berufskrankheiten vom 3. November 1933 (G. Bl. S. 529) 
außer Kraft. Auf Grund der SS 11 und 12 der Zweiten Verordnung anhängige Verfahren werden 
nach den Vorſchriften der Zweiten Verordnung zu Ende geführt. 

(2) Auf Verfahren, die am 1. April 1937 bei dem geeigneten Arzt ($ 6 Abſ. 2 der Zweiten 
Verordnung vom 3. November 1933) anhängig ſind, finden die Vorſchriften der SS 6 und 7 keine 
Anwendung. 

9 

Leidet ein Verſicherter zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung an einer Berufskrankheit, 
die nicht ſchon auf Grund der Zweiten Verordnung über Ausdehnung der Unfallverſicherung auf ge— 
werbliche Berufskrankheiten vom 3. November 1933 (G. Bl. S. 529) zu entſchädigen iſt, ſo wird die 
Entſchädigung nach den vorſtehenden Vorſchriften gewährt, wenn der Verſicherungsfall (8 3 Abſ. 2 
Satz 1) nach dem 30. Januar 1933 eingetreten iſt. Rechtskräftige Entſcheidungen ſtehen nicht entgegen. 
Die Entſchädigung wird früheſtens vom Inkrafttreten dieſer Verordnung an gewährt. 


Danzig, den 11. März 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


e ee ON Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
Anlage. 
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Berufskrankheit un 
Nr. Tätigkeiten 
1 II BY III 


1 Erkrankungen durch Blei oder ſeine Verbindungen 
Erkrankungen durch Phosphor oder ſeine Verbin— 


ID 


d mit Ausnahme von 
N % „ u, (Hauterkrankungen 
3 Erkrankungen durch Queckſilber oder feine Verbin— Dieſe gelten als 
Bingen ee ee, er n Berufskrankheit 


Erkrankungen durch Arſen oder feine Verbindungen nur mm als 


5 Erkrankungen durch Mangan oder ſeine Verbin- [Te Erſcheinu Sr 
einer durch 


ir A ee rn F 
6 Erkrankungen durch Benzol oder ſeine Homologen Bee! ai 


7 | Erkrankungen durch Nitro- und Amidoverbindungen [den Körper be⸗ 
des Benzols oder feiner Homologen und deren | dingtenAllgemein- || Betriebe, Tätigkeiten, 


VJ erkrankung ſind die der Anfallver⸗ 
8 Erkrankungen durch Halogen-Kohlenwaſſerſtoffe der oder gemäß Nr. 15 ſicherung unterliegen 
\ entſchädigt werden 
r en eden SEES müfſen. 
9 Erkrankungen durch Schwefelkohlenſtoff - - 
10 Erkrankungen durch Schwefelwaſſerſtof - - - J 


11 Erkrankungen durch Kohlenoryee9enedʒtt nee 

12 Erkrankungen durch Röntgenſtrahlen und radioaktive Stoffe 

13 | Erkrankungen an Hautkrebs oder zur Krebsbildung neigenden Haut- 
veränderungen durch Ruß, Paraffin, Teer, Anthrazen, Pech und 
eee e ni ing 2 0m aaa © 

14 | Erkrankungen an Krebs oder anderen Neubildungen ſowie Schleim- 
hautveränderungen der Harnwege durch aromatiſche Amine .. 
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Lfd. 5 Betriebe 
Nr f Berufskrankheit T 
B ätigfeiten 
n er 
8850 EE SEES artraahse -E nas HOHE 


15 [Schwere oder wiederholt rüdfällige berufliche Hauterkrankungen, die | 
zum Wechſel des Berufs oder zur Aufgabe jeder Erwerbsarbeit 


, . 20, ID Ua HMdhT 
16 Erkrankungen der Muskeln, Knochen und Gelenke durch Arbeit mit N * 
Preßluftwerkzeugen Betriebe, Tätigkeiten, 
17 a isäl, die der Unfallver- 
a) ſchwere Staublungenerkrankungen (Silikoſe ).. 5 ſicherung unterliegen 


tuberkuloſe, wenn die Geſamterkrankung ſchwer iſt und die Staub— 
lungenveränderungen einen aktiv-fortſchreitenden Verlauf der 
Tuberkuloſe weſentlich verurſacht habrt nun 
18 | Schwere Asbeſtſtaublungenerkrankung (Asbeſtoſe e)). 


ie he 5 * e 
19 [Erkrankungen an Lungenkrebvo U ee e apa 


Thomasſchlacken⸗ i 
20 Erkrankungen der tieferen Luftwege und der Lungen durch Thomas⸗ ah e 
ſchlackenmehl Tr a VVV triebe, die Thomas: 

ſchlackenmehl lagern 
und befördern 

Betriebe der Metall- 

bearbeitung und 
verarbeitung 

Betriebe zur Heritellung, 
Bearbeitung und 

Grauer Star E 0000000 Verarbeitung von 


21 [Durch Lärm verurſachte Taubheit oder an Taubheit grenzende 
—8:... ꝗ¶⅛mĩñ f 


Glas: Eiſenhütten, 
Metallſchmelzereien 
Betriebe der Seeſchiff— 
fahrt und der Luft⸗ 
V | fahrt, Beſchäftigung 
im Ausland 
Krankenhäuſer, Heil— 
und Pflegeanſtalten, 
Entbindungsheime 
und ſonſtige An⸗ 
ſtalten, die Perſonen 
zur Kur und Pflege 
| aufnehmen, ſowie 
Laboratorien für 
naturwiſſenſchaftliche 


AMfektions frame nl gung n. 
| 
und mediziniſche Un- 
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terſuchungen und 
Verſuche, ſoweit dieſe 
Betriebe und Tätig: 
keiten der Unfallver— 
ſicherung unterliegen 
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16 Verordnung 
über die Auszahlung von Dienſtbezügen. 
Vom 12. März 1937. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 21 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 

vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
§ 1 

Die Bezüge der unter die Verordnung über die Auszahlung von Dienſtbezügen vom 17. Juli 
1935 (G. Bl. S. 849) fallenden Beamten, Verſorgungsberechtigten uſw. ſind vom 1. April 1937 ah 
wieder monatlich im voraus zu zahlen. 
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8 2 
Dieſe Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt wird die 
Verordnung vom 17. Juli 1935 (G. Bl. S. 849) aufgehoben. 


Danzig, den 12. März 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
PZI. 2101. Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


47 Waldſchutzordnung 
Vom 3. März 1937. 

Die Liebe zum Walde wurzelt tief im Empfinden des Volkes. Wald bedeutet ein heiliges Volks— 
gut, das für Volkswirtſchaft und Volksgeſundheit unentbehrlich iſt. Wer in der glücklichen Lage iſt, 
Wald ſein eigen zu nennen, muß daher ſtets das Bewußtſein in ſich tragen, dieſes Eigentum nicht nur 
zu ſeinem Nutzen, ſondern zum Nutzen des Volksganzen zu verwalten. Dieſe hohe Pflicht im Be— 
wußtſein des Einzelnen zu befeſtigen und zu vertiefen, ſtrebt dieſe Verordnung an. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 65, 75 und 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Sl 
Die gefamte Danziger Waldfläche unterliegt der ſtaatlichen Beaufſichtigung. 


8 2 
Zuwiderhandlungen gegen die ſtaatlichen Anordnungen werden mit Geldſtrafe nicht unter 50,— G 
beitraft. 
8:8 
Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ausführung erforderlichen Verordnungen und Be- 
ſtimmungen. 
8 4 


Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. März 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
EF Greiſer Rettelsky 


48 Ausführungs⸗ Verordnung 
zur Waldſchutzordnung vom 3. März 1937. 


Vom 3. März 1937. 
Auf Grund des $ 3 der Waldſchutzordnung vom 3. März 1937 (G. Bl. S. 189) wird ver⸗ 
ordnet: 
8 1 
Waldfläche im Sinne der Waldſchutzordnung iſt jede mit Holz beſtandene oder zur Aufforſtung 
geeignete Fläche, nach der Entſcheidung der Waldaufſichtsbehörde. Zur Aufforſtung geeignete Flächen 
ſind kahlgeſchlagene oder überhauene, nicht aufgeforſtete Flächen, Odlandflächen und ſolche Flächen, die 
offenbar zur landwirtſchaftlichen Nutzung nicht geeignet ſind. 


8 2 
Waldaufſichtsbehörde iſt der Senat (Abteilung für Landwirtſchaft, Forſten und Veterinärweſen), 
deſſen Entſcheidung endgültig iſt. 
Ihm unterſtehen die örtlichen Waldaufſichtsbehörden. Dieſe ſind 
das Forſtamt Sobbowitz für den Kreis Danzig Höhe, 
das Forſtamt Steegen für die Kreiſe Danzig Niederung und Großes Werder und 
das Forſtamt Oliva für die Stadt Danzig und die Stadt Zoppot. 
Die örtlichen Waldſchutzbehörden dürfen ſich der Forſtbeamten als Hilfe bedienen. 
8 3 
Für Wälder über 100 ha iſt von dem Waldeigentümer ein einfacher Betriebsplan aufzuſtellen, mit 
feſtſtehendem Abnutzungsſatz. Der Betriebsplan bedarf der Genehmigung. Von dem Betriebsplan 
darf nur mit Genehmigung der örtlichen Waldaufſichtsbehörde bis zu 100 0% hinſichtlich des Ein- 
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ſchlagen abgewichen werden, ebenfalls iſt die Entſcheidung der Waldaufſichtsbehörde einzuholen. Die 
Bewirtſchaftung in den Wäldern unter 100 ha regelt die örtliche Waldaufſichtsbehörde. 
8 4 
Kahle Flächen müſſen grundſätzlich aufgeforſtet werden. Die Entſcheidung über die Art der neuen 
Kulturen trifft die örtliche Waldaufſichtsbehörde. 
Danzig, den 3. März 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
EF. 1007 Greiſer Rettelsky 


49 Druckfehlerberichtigung 
Im Geſetzblatt Nr. 19 vom 10. 3. 1937 betr. Ausführungsverordnung zur Verordnung über die 
Regelung der Milchwirtſchaft vom 1. 2. 1937 (Vom 3. 3. 1937) muß es 
1. auf Seite 172 im § 1 Abſ. 3 Ziff. 2b in der 5. Zeile ſtatt „überſchreibung“ „über- 
ſchreitung“ heißen, 
2. auf Seite 178 im $ 17 Abſchn. 1 Ziff. 4 muß es lauten: 
4. die Räume dürfen nicht als Wohn-, Schlaf- oder Krankenzimmer benutzt werden; 


— — 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
— Le 


